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Die Ausübung der praktischen Geometrie im Groß-
herzogthum Baden , mit besonderer Rücksicht auf
.eine in Aussicht stehende Catastervermeffung des
Landes .

Von mehreren Geometern des Landes .
( Schluß von Nr . 80 .)

ES würden diese so auSgcführtcn Arbeiten dann uninit -
telbar an die neueren Waldvermeffungen sich anreihen
lassen , und den Bortheil haben , außer einem Personal
von 65 Geometern die besseren Feldmesser , deren Zahl
gegenwärtig 80 beträgt , dabei benutzen zu können . Schon
beim Vergleich des Personalbestandes unserer inländischen
Geometer und Feldmesser mit demjenigen des topographi¬
schen , das außer dem Dirigenten auS 20 Personen be¬
steht , kann man keinen Augenblick in der Wahl anstehen ;
noch mehr aber wird man bestimmt , dem Institut der
Geometer den Vorzug zu geben , wenn man annimmt ,
daß erwähnte Methode gewählt wird , und zudem weiß ,
daß mit einem Kataster hauptsächlich auch Grenzberich -
ligungen , Güterthcilungen rc , d. h . Arbeiten verbunden
sind , die ausschließlich in den Wirkungskreis der Geometer
gehören . — Auch wird sich der Kostenpunkt nur dann
niedriger stellen , wenn ein derartiges Geschäft einem ge¬
übten Personal anvertraut wird , und man nicht erst Leute
dazu heranbilden muß

Nun fragt cS sich aber vor Allem , wie cs möglich sei,
ein . so großes Personal , wie es eine Katastervermeffung
erfordert , zu leiten und zu comroliren . In allen Staaten ,
welche ein derartiges Unternehmen begannen , führte solches
zu einer Organisation der Geometer . Dicß sehen wir in
den Nachbarstaaten , so wie in Preußen — wo außer einer
Centralbehörde , Kreis - , Distrikts - und Oberamtsgeometer
augcstellt sind . Würde eine Ordnung in den Verhältnissen
der inländischen Geometer durch Ertheilung einer Organi¬
sation rinlreten , so könnten manche Aufnahmen jetzt schon
in der Art ausgeführt werden , daß solche brauchbare Ma¬

terialien für eine künftige Katastervermessnng abgeben
würden , oder vielmehr eine solche allmählig sich heran¬
bilden , wenn man eS nicht vorziehen sollte , eine vollstän¬
dige Katastrirung des Landes zumal anzuordnen .

Die Bortheile , welche eine Organisation dcS Geometer -
fachS dem Staat gegenwärtig schon bringen würde , sind
so augenscheinlich , daß wir ohne weitern Commentar hier
nur auf die Anführung derselben unS glauben beschränken
zu dürfen .

Die Fachangehörigen erblicken nämlich nur in einer
Eintheilung der Geometer nach Distrikten
( etwa inspektionsweise ) und Aufstellung von besonderen ,
durch den Staat autorisirten , Geonietern für
die Distrikte ( nach dem Edikt von 1809 nichlS Neues ) )
diejenige organische Einrichtung , welche den Staat nichts
weiter kostet — als einen Erlaß , und die vor Allem ge¬
eignet ist, die beste Garantie für die geometrischen Arbeite »
— abgesehen von den übrigen Vortheilen — abzugeben .
Diese Einrichtung verursacht keine besondere Kosten , weil
der durch Controlirung und Leitung der Arbeiten ent¬
stehende Aufwand durch die aus jenem Wege bezweckten
Ersparnisse wieder gedeckt werden wird . —

Unter jenen Borlheilen einer Organisation des Geometer -
fachS begreifen wir : i . die schnellere Erledigung der gco -
meirischen Arbeiten ; 2 . Beseitigung , aller der Nachtheile ,
welche durch unbefugte Ausübung der geometrischen Praris
dem Publikum zugchen , und 3 . durch die Anweisung von
festen Wohnsitzen und einen geregelten Wirkungskreis wird
mancher Zeit - und Kostenaufwand künftig vermieden
werden ; 4 . die Arbeiten können gleichförmiger und in
der Art auSgcsührl werden , daS sie brauchbare Materialien
für eine künftige Katastervermeffung abgeben , zu dem .
Zweck wäre die Aufstellung einer allgemeinen Instruktion
und Sammlung der Operate nokhwendig ; — 5 . durch die
betreffenden DistriktS -Geometcr können die Resist snen
looo dem Zweck entsprechender wie bisher auSgeführt
und dadurch die Glauhwürdigkeü der Operate verbürge
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werden ; auch dürften 6 . durch jene die Prüfungen der

Feldmesser künftig besorgt , und ihnen nur kleinere Lizenzen

ertheilt werden ; 7 . würde bei einer geregelten Vcrtheilung

der Geschäfte die Zahl der inländischen Gcomeler vollkom¬

men hinreichen , um alle im Lande vorkommenden Arbeiten

auszuführen , wodurch die Verwendung Fremder beseitigt

würde ; 8 . dadurch , daß jeder DistriklSgcometer von den

Geometern seines Bezirks Auskunft über alle von ihnen

besorgt werdenden Arbeiten erhielte , könnte « nicht mehr

Fälle Vorkommen , daß Geschäfte doppelt ausgeführt würden .

Daß diese in Vorschlag gebrachte Distriktseintheilung

jedoch ohne die Aufstellung einer eigenen Centralbchörde

( Längen - oder Geometer -Bureau ) keinen großen Wrrth

hätte , ist klar .
Bei der bedeutenden Zahl von Vermessungen aller Art

bestehen bei unö nur Revisionen für die Waldvermessungen

für alle übrigen — gewiß nicht minder wichtigen geome¬

trischen Arbeiten — findet keine Controle statt . Denn einmal

find die Inspektionen des Wasser - und Straßenbaues —

die sich eigentlich bisher damit befassen sollten — zu sehr

mit anderen Geschäften überhäuft , als daß sie dazu sich

hcrgeben könnten , und zum andern ist die großherzogliche

Oberdirektion des Wasser - und Straßenbaues wegen Man¬

gel des dazu geeignete « Personals ( der letzte Angestellte

dieses Fachs wurde vor Kurzem von dort zur Forstdomä¬

nendirektion als Forstobergeometer transferirt ) dich zu thun

auch nicht im Stande ; sie lehnt deßhalb die betreffenden

Aufträge anderer Behörden gegenwärtig meistens ab .

Schon der ehrenwcrthe , leider zu früh dahin geschiedene

Herr Abg . Sander wies in der 9 . öffentlichen Sitzung deS

1838r Landtags die Nothwendigkeit nach , geometrische

Burcau ' s zu errichten , welche die Bestimmung hätten , die

Arbeiten der Geometer an Ort und Stelle zu prüfen , und

hierdurch diesem Fach einen Weg deS VorwärtSkommenS

zu eröffnen .
So lange indessen nicht von Seiten des Staates ernst¬

lich daran grdacht wird , im eigenen Interesse ElwaS für

daS bisher vernachläßigte Geometcrfach zu thun , ist aber

an ein Vorwärtskommen desselben nicht zu denken , und

eS muß so lange jeder Fachangehörige nur mit Besorgniß

der Zukunft entgegensehen .
Die Geometer des Landes haben übrigens nicht unter¬

lassen , in einer Reihe von Vorstellungen ( unterm 4 . April

1837 , 2 . Merz 1840 und 12 . Januar 1845 ) , welche sie

bei großherzogl . Ministerium des Innern einreichten , so

wie in einer Eingabe an daS großherzogl . Staatsministe¬

rium vom 9 . Mai 1636 die Nothwendigkeit einer Orga¬

nisation deS Geometerfachs darzuihun , und auch in einer

ehrerbietigsten Petition die Mitwirkung hoher Kammern
bei Gelegenheit der Borlage eines Straßengesetzes im
Jahr 1840 in Anspruch genommen , dis jetzt aber noch
keines Resultates sich zu erfreuen gehabt . —

Sollte das Schicksal — falls eine Katastervcrmessung in
der nächsten Zeit ln Baden zu Staube kömmt — unS
nochmals bevorstehen , daß wir , unserer bisherigen Leistun¬
gen ohngeachtet , bei einem derartigen StaatSunternehmcn
alö Bürger desselben Staates , zu dessen Lasten wir bei¬

tragen , wie im Jahr 1828 übergangen würden , so könnte

solches nur die traurigste Wirkung auf die Gestaltung
unserer Verhältnisse äußern . —

Ueberblick des bahischen Verfaffungslebens , mit be¬

sonderer Rücksicht aus die Richtung und Thä -

tigkeit der Parteien in der zweiten Kammer * ).

Von A . v . Soirorr

Schon daS große Interesse , welches das In - und AuS -

l and an den badischen Kammetverhandlungen in den letzten
Jahren genommen , mag es rechtfertigen , auch einen Blick

in die Vergangenheit zu werfen . AuS ihr hat sich die

Gegenwart entwickelt und nicht die Gegenwart allein , son¬

dern Vergangenheit und Gegenwart werden auf unsere

Zukunft wirken . Von den Vorgängen in den ersten Jahren

uiisereS VerfassungSlebenS sind den meisten jüngern Bürgern
nur einzelne Momente bekannt ; es fehlt die Kenntniß des

innein Zusammenhangs ; diese ist aber um so nöthiger ,
weil sich jetzt AlleS in Parteien scheidet und man vor

der Entschließung , welcher Partei man beitreten und ange¬

hören will , wissen muß : „waS hat jede einzelne Partei

gewollt , waS hat jede Partei gethan ? "

Die Beantwortung dieser Fragen zu erleichtern , ist der

Zweck dieses Aufsatzes ; beginnen wir mit dem

ersten Landtag ( 1819 — 182 0 ) .

Derselbe wurde am 22 . April 1819 durch Seine Königl .

Hoheit den Großherzog Ludwig persönlich eröffnet . Dir

Eröffnungsrede berechtigte das Volk zu den schönsten Er¬

wartungen ; sie enthielt folgende bedeutungsvolle Stellen :

*) Dieser Aussatz ist schon im Jahre 1812 geschrieben und in de»

Vaterländischen Heften 5 und 6 abgedruckt . Wir nehmen Ihn in diese

Blätter auf , weil wir glauben , daß ein Ueberblick der Geschichte bi»

auf die neuere Zeit , die Jeder nnterlebt hat . den Lesern angenehm sei»

und zeitgemäß erscheine « wir ». K . Mathh .
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„Ich konnte dem Verlangen nicht widerstehen, eine

Verfassung baldmöglichst in ' S Leben zu rufen , die von

dem Vaterlande mit so einstimmigem Dank und vom AuS-

lande selbst mit allgemeinem Beifall ausgenommen wurde . "

„Heilig sei uns der Sinn , sowie der Wortlaut der

VerfassungSurkunde ! — in ihren Grenzen können und

wollen wir des Vaterlandes Wohl suchen und auf

ewige Zeiten begründen ."

„ Ich werde Gerechtigkeit und Ordnung mit Kraft

handhaben und die Constitution bis auf den letzten

Buchstaben gewissenhaft erfüllen , darauf gebe ich

Ihnen hier mein heiliges Fürsten wort ."

Derselbe Sinn sprach sich in der Rede deS Staats -

ministers von Berstett aus . Er beurkundete die

richtigste Auffassung von der wichtigen Stellung der Volks -

repräsenranten , indem er sagte :

„ Ein feierliches Gefühl ergreift und erhebt mich , indem

ich zu den Stellvertretern des Landes rede, denn es ist

mir , als vernähme das ganze Volk meine Worte ."

Er rief der Ständeversammlung zu :

„Das allgemeine Wohl entflamme unsere Herzen ! "

und schloß mit der Versicherung : Seine Königliche Hoheit
der Großherzog habe Sich Seinen großen Vater Carl

Friedrich zum Vorbild gewählt , Ihn , der in eigen¬
händiger Schrift an den Baden -Baden ' schen Geheimen
Rath die Worte gerichtet :

es müsse ein unumstößlicher Grundsatz bei
unfern spätesten Nachkommen bleiben , daß
das Glück des Regenten von der Wohlfahrt
seines Landes unzertrennlich sei .

Die StaatSregierung kam der zweiten Kammer
vertrauensvoll entgegen.

Sie übergab derselben den Entwurf einer Geschäfts¬

ordnung mit dem Bemerken , daß sie nur dasjenige als

unabänderliche Grundlage betrachten werde , was schon in

der VerfassungSurkunde festgesetzt sei, im Uebrigen aber der

Kammer freien Spielraum lassen wolle .

An diesem Landtage wurde der Entwurf eines freisinni¬

gen und gründlich bearbeiteten Gemeindegesetzes ,
eine neue Zollordnung und ein Gesetz über Aufhe¬

bung der Leibeigenschaft und der noch in die

Staatskasse fließenden Leibeigenschaftöabgaben
vorgelegt .

Die zweite Kammer bestand auS Männern , die
alle den aufrichtigsten, besten Willen mitbrachten und von
denen sich viele durch tiefen Blick in die Verhältnisse deS
Landes , durch warmen Eifer für Verbesserung unserer Zu¬

stände, durch praktischen Verstand in Auffindung der rechten
Mittel und durch edle, kräftige Gesinnungen auszeichneten.

ES beweisen dieß die vielen Motionen , die von ihnen
auSgingen , und von denen wir nur die wichtiger», alS :
auf Preßfreiheit , Einführung der Geschwornen -

geeichte , Trennung der Justiz von derAdmi -

nistration und Einführung des öffentlichen , münd¬
lichen Verfahrens in bürgerlichen und pein¬
lichen Rechtssachen , auf ein Gesetz über Verant¬
wortlichkeit der Minister , Abschaffung der
Frohnden , Abschaffung der Zehnten , Auf¬
hebung der ManumissionSgelder in den stan¬
desherrlichen Gebieten , Verbesserung des
AmtSrevisoratswesenS und Abschaffung deS
ScribentenwescnS , Besserstellung der Schul¬
lehrer , Verminderung des starken Wildstan -
deS , Errichtung von Leihanstalten und Spar¬
kassen auf dem Lande , auf ein Gesetz gegen den

Zinswucher , auf Handelsfreiheit , Verbesse¬
rung der Rechtsverwaltung , Einführung
gleichen MaaßeS und Gewichts , Abschaffung
der VermögensconfiScationen , auf Behaup¬
tung der gesetzmäßigen Freiheit und Selbst¬
ständigkeit der katholischen Kirche gegen
auswärtige Eingriffe , Aufhebung der kör¬

perlichen Züchtigung , über Studirfrei !) eit ,
anführen wollen .

Fast alle diese Motionen wurden umfassend berathen
und theilS einstimmig , theilS mit großer Stimmenmehrheit
angenommen .

Der bedeutendsten , wenigstens hinsichtlich ihrer
Folgen , müssen wir besonders gedenken. ES war
dieß der Antrag auf Bitte um Nichtvollziehung
des Standes - und GrundherrlichkeitSedictS
vom 16 . April 1819 .

Zur Geschichte dieses Edikts muß folgendes vorangeschickt
werden .

Die Verhältnisse der ehemaligen Reichsfürsten und Grafen
( nach ihrer Mediatisirung Standesherren ) und der ehema¬
ligen ReichSritter (Grundherren ) waren ursprünglich durch
daS dritte und vierte ConstitutionSedikt vom 22 . Juli 1807

geordnet worden . Durch diese Edikte waren den Standes «
und Grundherren verschiedene Rechte und unter diesen auch
die Gerichtsbarkeit zugcstanden .

Durch Edikt vom 14 . Mai 1813 hatte aber Großherzog
Carl die standeS« und grundhenliche Gerichtsbarkeit wie¬
der aufgehoben .

Nun war durch den Artikel 14 der BundeSakte den
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Standes - und Grundherren die Ausübung der bür¬

gerlichen und peinlichen Gerechtigkeitspflege
und außerdem Befreiung von der Militärdien st -

pflichtigkeit gqrantirt . In Folge dieses Vorbehalts

war ein Edikt vom 23 . April 1818 erlassen worden , und

hiustchilich desselben in § . 23 der VerfaffungSurkunde gesagt :

„ Die Berechtigungen , die durch daö Edikt vom 23 . April
1818 den dem Großhcrzogthum angehörigen , ehemaligen

Reichsständcn und Mitgliedern der vormaligen unmittel¬

baren Reichsritterschaft verliehen worden sind , bilden einen

Bestandlhcil der Sraatsverfaffung ."

Das genannte Edikt vom 23 . April 1818 war von den

Standes - und Grundherren nicht angenommen , dieselben

hatten vielmehr beim Bundestag dagegen protesiirt Am

21 . April 1819 , Einen Tag vor Eröffnung der

Ständeversammlung , war aber ein weiteres Edikt

im nämlichen Betreff unterm Datum des 16 . Aprils
1819 verkündet worden .

Dieses Edikt war ganz zu Gunsten deS Adels ergangen
und es waren durch dasselbe dem früher landsäßigen Adel

und den sogenannten VogtSjunkern , deren der Artikel 14

der Bundesakte gar nicht erwähnt , dieselben Rechte einge¬
räumt , wie den ehemaligen ReichSrittern .

Mochte man nun auch zugeben , daß dem ehemaligen
ReichSadel kraft deS § . 14 der Bundesakte die ihm garan -

tirten Rechte gebührten , so enthält doch derselbe Artikel den

Beisatz :

„ Diese Reckte werden jedoch nur nach Vorschrift der

„Landcsgesetze ausgeübt . "

Es war also nichts gewisser , als daß die Ansprüche deS

Adels durch ein Gesetz zu reguliren waren , waS

sich auch ohne den Beisatz zum Art . 14 der Bundesakte

bei der Wichtigkeit der Sache von selbst verstanden hätte .
Ein Gesetz konnte aber nach Verkündung und Annahme

der Verfassung durch Vornahme der Wahlen von Seiten

des Volks , ohne Mitwirkung der Kammern , nicht erlassen
werden ; es war somit das späier verkündete Edikt vom 16 .

April 1819 alS nicht auf verfassungsmäßigem Wege er¬

lassen zu betrachten .
Hierüber war man auch in der zweiten Kammer einig .

Allein die Regierung verlheidigte das angegriffene Evikt ,
worauf die Kammer mit 56 gegen 2 Stimmen aussprach :

„daß das Standes - und GrundhcrrlichkeitSedikt vom 16 .

„ April 1819 als im verfassungsmäßigen Wege nicht zu
„Stande gekommen , eine rechtliche Gültigkeit nicht habe "

und mit 57 gegen eine Stimme wurde hierauf in der

nämlichen Sitzung der weitere Beschluß gefaßte
v;. „ Seine Königliche Hoheit den Gdoßherzog zu bitten , da -

„ genannte Edikt als auf verfassungsmäßigem Wege nicht
„ entstanden und also mit rechtlicher Giltigkeit nicht ver «

„ sehen , nicht in Wirksamkeit treten zu lassen . »

Der Erfolg war , daß das Edikt nie zum Vollzug kam .
Diese zur Aufrechthaltung ver Verfassung ndthwendigen

Beschlüsse , so wie die Motionen auf Aufhebung der
Herrenfrohnden und deS Zehnten konnten natür¬
lich dem Adel nicht gefallen . In einem CommiffionSbe -
richt der ersten Kammer über die Beschlüsse der zweiten
Kammer hinsichtlich des AdelsediktS wurde von „ Revolu¬
tionsmännern , von einer Partei , bei welcher es zuletzt
immer auf Umsturz und Einebnung abgesehen sei" gespro¬
chen , so daß sich die zweite Kammer genöthigt sah , zu
Protokoll » iederzulegen , daß sie solche Ausfälle gegen ihre
Mitglieder mit Indignation vernommen und solche für
durchaus unwahr und angedichtet erklären müsse .

Schon diese Angriffe des Adels hatten nachtheilig auf
das vorher freundliche Verhältniß der Regierung zur
zweiten Kammer gewirkt . ES kam aber noch hinzu , daß
die zweite Kammer und die Regierung über einzelne Posi¬
tionen des Budgets sich nicht vereinigen konnten .

Die zweite Kammer glaubte bei dem vorhandenen lau¬

fenden Deficit von mehr als 400,000 fl . , bei der Er¬

schöpfung aller Mittel des Volks durch die langen Kriegs -

fahre , sich die strengste Sparsamkeit zur Pflicht machen
zu müssen . Sie setzte dem Wunsch der Regierung gemäß

zwar die Civilliste des Großherzogs auf 725,000 fl . fest,
bewilligte aber für Appanagen und Wittwengehalte statt
450,000 fl . nur 340,000 fl.

Auch bei dem Budget deS Ministeriums der auswär¬

tigen Angelegenheiten kam es zu unangenehmen
Berührungen zwischen der Regierung und der zweiten
Kammer , indem diese sich nicht von der Nothwendigkeit
der kostspieligen Gesandtschaften bei den größeren Höfen
überzeugen konnte und deßhalb für daS Jahr 1820 die

Ersparung von 66,000 fl . beschloß.
Ebenso wurde daS K r ! e g s b u d g e t statt mit 1 , 700,000 fl.

nur mit 1,511,052 fl . bewilligt .
Schon während der Verhandlungen über daS Budget

wurde eine höchste Entschließung vom 21 . Juli in der
Kammer verkündet , nach welcher die Ständeversammlnng
am 28 . desselben MonatS vertagt werden würde .

( Fortsetzung folgt ) .


	[Seite 329]
	[Seite 330]
	[Seite 331]
	[Seite 332]

